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Ulrike Lembke – Rechtsprechung Öffentliches Recht

Ulrike Lembke*

Folgekostenvereinbarungen in städtebaulichen Verträgen

§ 11 BauGB Bei der Änderung eines Bebauungsplanes oder der Erteilung von Ausnahmen von einem Bebau-
ungsplan dürfen Kommunen städtebauliche Folgekostenverträge abschließen, in denen sich die Nutznießer/in-
nen der dadurch geschaffenen oder erweiterten Baurechte zur anteiligen Übernahme der Kosten städtebaulicher 
Maßnahmen verpflichten. 

1. Ob die Kosten einer städtebaulichen Maßnah-
me Voraussetzung oder Folge eines Vorhabens sind, 
hängt von der planerischen Konzeption der Gemein-
de ab. Städtebauliche Maßnahmen sind daher als Vo-
raussetzung oder Folge eines Vorhabens anzusehen, 
wenn eine Gemeinde nachvollziehbar davon ausge-
hen darf, dass durch die weitere Überplanung von 
bisher nicht bebauten Grundstücken Investitionskos-
ten für ö!entliche Einrichtungen entstehen, die sie zu 
tragen hätte, und sie im Hinblick auf diese Kosten ab-
wägungsfehlerfrei von einer derartigen Überplanung 
absehen dür"e. 

2. Wenn eine unteilbare städtebauliche Maßnahme 
durch mehrere Vorhaben veranlasst ist, ist jedes Vor-
haben für die Kosten der Maßnahme kausal. 

BVerwG, Urteil vom 24.03.2011 – 4 C 11/10, DVBl. 2011, 
823–827  

Sachverhalt 

Die Kläger/innen begehrten die Erstattung von Zahlun-
gen, die sie auf Grund eines städtebaulichen Vertrages an 
die beklagte Kommune geleistet hatten. 

Die Kläger/innen sind Eigentümer/innen gewerblich ge-
nutzter Grundstücke in einem Gewerbegebiet, das nur 
über eine Staatsstraße an den Ortskern und die Auto-
bahn angeschlossen war. Diese Straße war bald über-
lastet und es wurde deutlich, dass eine weitere Erschlie-
ßung notwendig sein würde, wenn die Grundstücke in 
einem höheren Maße gewerblich genutzt werden sollten. 
Die beklagte Kommune entschied daher, neues Bau- und 
Nutzungsrecht nur zu begründen, wenn das Straßennetz 
im Baugebiet erweitert würde, was sie allein aus eigenen 
Mitteln nicht !nanzieren konnte. Im Folgenden schloss 
die Kommune mit mehreren Interessent/innen städte-
bauliche Verträge ab, welche die sog. Neunutzer/innen 
im Gegenzug für neue Baurechte zur anteiligen Zahlung 
von Kosten für die weitere Erschließung verp"ichteten. 

Auch die Kläger/innen schlossen solche Verträge ab, 
erhielten Ausnahmegenehmigungen für erweiterte ge-
werbliche Nutzungen und zahlten insgesamt 68.000 
Euro. Die beklagte Kommune baute einen neuen Auto-

bahnzubringer und eine Anschlussstelle für das Gewer-
begebiet. Dessen ungeachtet machten die Kläger/innen 
einen ö#entlich-rechtlichen Erstattungsanspruch gel-
tend, da die mit ihnen abgeschlossenen städtebaulichen 
Folgekostenverträge nicht von § 11 I 2 Nr. 3 BauGB ge-
deckt und daher nichtig seien. 

Entscheidung 

Nach § 11 I 2 Nr. 3 BauGB kann Gegenstand eines städ-
tebaulichen Vertrages auch die Übernahme von Kosten 
oder sonstigen Aufwendungen sein, die der Gemein-
de für städtebauliche Maßnahmen entstehen oder ent-
standen sind und die Voraussetzung oder Folge des ge-
planten Vorhabens sind. Der Folgekostenvertrag muss 
sich aber auf Aufwendungen für solche städtebaulichen 
Maßnahmen beschränken, die als Folge eines bestimm-
ten Vorhabens (insbesondere Bebauungspläne) ausgelöst 
werden oder Voraussetzung für seine Verwirklichung 
sind.1 Besteht kein hinreichender Kausalzusammenhang 
zwischen Vorhaben und städtebaulicher Maßnahme, ist 
der Vertrag über die Kostenübernahme nichtig.2 Längere 
Zeit war umstritten, ob ein hinreichender Kausalzusam-
menhang auch besteht, wenn die städtebauliche Maß-
nahme unteilbar ist, d. h. sowohl einen durch das Vor-
haben der Vertragspartner/innen ausgelösten Bedarf als 
auch zugleich einen ohne dieses Vorhaben bestehenden 
Bedarf deckt. Der Autobahnzubringer kam nicht nur 
den Neunutzer/innen, sondern auch den Altnutzer/in-
nen im Gewerbegebiet zugute, da er die Verkehrssitua-
tion insgesamt verbesserte. 

Das BVerwG hat entschieden, dass die Frage, ob die Kos-
ten einer städtebaulichen Maßnahme Voraussetzung 

* Juniorprofessorin für Ö#entliches Recht und Legal Gender Studies  
an der Universität Hamburg.
1 Grundsätzlich zu Folgekostenverträgen Arno Bunzel, Finanzie-
rung städtebaulicher Folgeinvestitionen als Gegenstand städtebauli-
cher Verträge, DVBl. 2011, S. 796–802, und Herbert Grziwotz, Folge-
kosten, KommJur 2009, S. 293–299; vgl. auch !omas Walter, Der Er-
schließungsvertrag im System des Erschließungsrechts, 2010, S. 55 #.; 
zum Koppelungsverbot vgl. auch Nina Stöcker, Entwicklung des Ver-
waltungskooperationsvertrages, 2010, S. 190 #. 
2 Zum notwendigen Kausalzusammenhang sowie zur Gefahr des 
Ausverkaufs von Hoheitsrechten vgl. BVerwG vom 06.07.1973, BVer-
wGE 42, 331–346, m. w. N. Zur Heilung von im Widerspruch zu § 11 I 2 
Nr. 3 BauGB stehenden Folgekostenvereinbarungen gemäß § 315 III 2 
BGB analog vgl. BVerwG vom 29.10.2010, NVwZ 2011, 125–126. 
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Jan Hövermann/Malte Kröger – Rezension Zivilrecht

Dirk Olzen/Rolf Wank: 
Zivilrechtliche Klausurenlehre
Von Jan Hövermann* und Malte Kröger**

Bei der Suche nach geeignetem Material für die Exa-
mensvorbereitung findet sich eine Fülle an Skripten, 
Lehr- und Lernbüchern, die sich mit den Einzelberei-
chen des BGB befassen. Zwar ist eine fundierte Ausein-
andersetzung mit den Problemen des Allgemeinen Teils 
des BGB, den einzelnen Vertragsarten oder den gesetzli-
chen Schuldverhältnissen unabdingbar, eine Darstellung 
des gesamten zivilrechtlichen Prüfungskanons ermög-
licht es jedoch, Zusammenhangswissen zu vermitteln. 
Erst dadurch ist man in der Lage, eine in sich stimmige 
und umfassende Falllösung in den Klausuren zu erar-
beiten. Unterstützung hierbei sollte die „Zivilrechtliche 

Klausurenlehre“ der Professoren Dirk Olzen und Rolf 
Wank bieten.

Das Lernbuch von Olzen/Wank bietet insgesamt 41 
Übungsfälle aus dem Bereich des BGB, denen eine ca. 
80-seitige Einführung in die zivilrechtliche Falllösungs-
technik vorangestellt ist. Zielgruppe des Buches sind 
fortgeschrittene Studenten/innen und Examenskandida-
ten/innen.

Wir benutzten das Werk im vergangenen Jahr für die 
Examensvorbereitung und erwarteten eine Sammlung 
aktueller Übungsfälle auf Examensniveau mit metho-
disch fundierten Lösungen. Dabei erwarteten wir fol-
gendes von einem guten Fallbuch: Die Fälle sollten nicht 
nur einzelne höchstrichterliche Entscheidungen nachbil-
den, die so speziell sind, dass der rechtliche Gehalt sich 
nicht für andere Sachverhalte verallgemeinern lässt. Ein 
Fall ist geeigneter zum Üben, wenn er rechtliche Prob-
lemkreise zum Gegenstand hat, die von einem typischen 
Sachverhalt her oder aus mehreren Entscheidungen 
konstruiert sind. Der Bearbeiter muss in der Lage sein, 
anhand des Gesetzes mit Hilfe seines juristischen Me-

 * Wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl für Deutsche und Nordische 
Rechtsgeschichte der Fakultät für Rechtswissenscha$ der Universität 
Hamburg.
 ** Stud. iur. an der Universität Hamburg. 
Besprechung von Dirk Olzen; Rolf Wank, Zivilrechtliche Klausuren-
lehre mit Fallrepetitorium, 6., überarbeitete Au"age – München: Vah-
len 2010, XXVI, 678 S., kart., Euro 35,00. ISBN: 978-3-8006-4090-4.

oder Folge des Vorhabens sind (Kausalzusammenhang), 
nicht davon abhängt, ob die städtebauliche Maßnahme 
dem Vorhaben objektiv zugute kommt, sondern von der 
planerischen Konzeption der Gemeinde. Damit wurden 
die Gestaltungsräume der Kommunen erweitert, da sie 
selbst bestimmen können, ob die Kosten in einem Kau-
salzusammenhang stehen. Kommt die Maßnahme meh-
reren Vorhaben zugute, können die Kosten anteilig zu-
geordnet werden.3 Damit ist aber nicht der Willkür der 
Gemeinden Tür und Tor geö#net.4 Die Gemeinde darf 
die Kosten einer städtebaulichen Maßnahme nur dann 
als kausal ansehen, wenn sie auch abwägungsfehlerfrei 
hätte entscheiden dürfen, das fragliche Vorhaben auf 
Grund der damit verbundenen Investitionskosten zu un-
terlassen.5 (Dies meint genau den Fall der Erschöpfung 
der vorhandenen Kapazitäten von Infrastruktureinrich-
tungen.) Nur wenn die Gemeinde nicht verp"ichtet ist, 
das Vorhaben durchzuführen, kann sie damit verbunde-
ne Kosten auf Neunutzer/innen umlegen. Ferner kann 
die Bestimmung eines hinreichenden Kausalzusammen-
hangs nur innerhalb eines transparenten und nachvoll-
ziehbaren planerischen Gesamtkonzeptes erfolgen, wel-

3 So schon BVerwG vom 29.01.2009, BVerwGE 133, 85–98. 
4 Grundsätzlich zum Kausalzusammenhang als Grenze vgl. Kon-
rad Gelzer/Christian-Dietrich Bracher/Olaf Reidt, Bauplanungsrecht, 
7. Au". 2004, Rn. 999 #. 
5 Vgl. schon BVerwG vom 29.01.2009, BVerwGE 133, 85–98. 

ches Fragen der Angemessenheit ebenso beachtet wie 
den Gleichbehandlungsgrundsatz und dessen Maßnah-
men in einem überschaubaren zeitlichen Zusammen-
hang verwirklicht werden. 

Das Argument der Kläger/innen, dass insbesondere die 
Altnutzer/innen von der städtebaulichen Maßnahme 
pro!tierten, ohne zur Zahlung von Kosten herangezo-
gen zu werden, konnte dagegen nicht durchgreifen. Von 
den Altnutzer/innen konnte die Kommune keine Kosten 
erheben, da die Deckung eines Nachholbedarfs für zu-
vor verwirklichte Planungen nicht zulässig ist.6 An ei-
nem hinreichenden Kausalzusammenhang hätte es nur 
gefehlt, wenn die Kommune den Autobahnzubringer in 
Wahrheit nur für die Altnutzer/innen gebaut hätte oder 
ohnehin rechtlich verp"ichtet gewesen wäre, den Zu-
bringer zu bauen (wofür nichts ersichtlich ist). Der zu-
gleich entstehende Vorteil für die Altnutzer/innen hebt 
den Kausalzusammenhang zwischen dem neue Bau- 
und Nutzungsrechte gewährenden Vorhaben der Kom-
mune und der städtebaulichen Maßnahme des Zubrin-
gerbaus nicht auf. 

6 Zu Folgelasten für schon errichtete Infrastruktureinrichtungen vgl. 
aber di#erenzierend Hans-Jörg Birk, Städtebauliche Verträge, 4. Au". 
2002, Rn. 517 #. 


